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Stellungnahmen der Anzuhörenden zur öffentlichen mündlichen Anhörung 
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Evangelische Kirche in Hessen und Nassau S. 35
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Von:
An:
Cc:

Betreff:

Datum:
Anlagen:

AW: Öffentliche mündliche Anhörung im Sozial- und Integrationspolitischen Ausschuss am 8. September 
2022, Hessisches Bildungsurlaubsgesetz
Donnerstag, 25. August 2022 17:05:56

Regierungsanhörung zu dem Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Hessischen Gesetzes
über den Anspruch auf Bildungsurlaub und weiterer Rechtsvorschriften

hier: Ihre Mail vom 22.Juli  2022

Sehr geehrte Frau Sandkoviak,
sehr geehrte Frau Bartl,

herzlich danken wir Ihnen für die Möglichkeit, im Rahmen o.g. Regierungsanhörung eine
Stellungnahme abgeben zu können.
Wir begrüßen die geplanten Änderungen und sehen darin insbesondere unsere Anregungen
verwirklicht, die wir schon in der Vergangenheit aufgestellt
haben. Wir bewerten es positiv, dass nunmehr digitaler Bildungsurlaub ermöglicht wird und das
Ehrenamt erweitert wird.

Ebenso begrüßen wir die höhere Flexibilisierung bei der Verteilung der Veranstaltungsdauer.

An der mündlichen Anhörung des Sozial- und Integrationspolitischen Ausschusses des
Hessischen Landtages am 8. September 2022 kann ich leider nicht teilnehmen.

Herzliche Grüße aus Fulda,
Gunter Geiger

Gunter Geiger, Dipl.-Volkswirt | Direktor und Leiter
Katholische Akademie | Bistum Fulda
Neuenberger Str. 3─5| 36041 Fulda | Telefon 0661 / 8398-115
gunter.geiger@bistum-fulda.de | www.katholische-akademie-
fulda.de
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Statement des Bundesverbandes der Fernstudienanbieter zur geplanten Änderung des 
Hessischen Gesetzes über den Anspruch auf Bildungsurlaub (Drucksache 20/8769) vom 
5.07.2022 

Änderungsvorschlag der Landesregierung: 

In § 12 Abs. 1 wird Nr. 6 wie folgt gefasst: „6. in Form von Präsenzveranstaltungen oder 
Onlineveranstaltungen stattfindet.“ 

Der Bundesverband der Fernstudienanbieter mit Sitz in Berlin hat über seine mehr als 120 
Mitgliedsunternehmen, die über 1.000 Fernunterrichts- und Fernstudienangebote vertreten, mehr 
als 50 Jahre Erfahrung im Lehren und Lernen mit dem Einsatz von digitalen Medien.  Fernstudierende 
bilden sich überwiegend berufsbegleitend weiter und kommen aus dem ganzen Bundesgebiet. 
Bestandteile des Fernunterrichts, der immer durch die Zentralstelle für Fernunterricht (ZFU) auch 
staatlich zugelassen ist, sind tutoriell betreute Selbstlernphasen sowie insbesondere bei 
Weiterbildungen, die auf staatliche oder öffentlich-rechtliche Prüfungen vorbereiten, synchrone 
Veranstaltungen, die in Präsenz oder online stattfinden. 

Aus Sicht der staatlichen Zulassung von Lehrgängen durch die ZFU ist das Format, eine Veranstaltung 
in Präsenz vor Ort oder online durchzuführen in Bezug auf die Erreichung definierter Lernziele 
unerheblich. Relevant ist, ob die Veranstaltung in ihrer didaktischen Gestaltung geeignet ist, die 
definierten Lernziele zu erreichen. Dies wird durch geeignete, staatlich überprüfte didaktische 
Konzepte und ggf. Qualitätssicherungsmaßnahmen wie Evaluationen sichergestellt. 

Der Bundesverband der Fernstudienanbieter begrüßt daher ausdrücklich die geplante Änderung des 
Hessischen Gesetzes über den Anspruch auf Bildungsurlaub im Sinne einer Bildungsgerechtigkeit: 
Viele Fernlehrgänge seiner Mitglieder sind aufgrund ihrer beruflichen Orientierung für den Anspruch 
auf Bildungsurlaub qualifiziert: Mit der Neuregelung würde Kursteilnehmerinnen und 
Kursteilnehmern, die eine Arbeitsstelle in Hessen haben,  die Teilnahme an einer Online-
Veranstaltung als Bildungsurlaub nicht länger verweigert und eine Gleichbehandlung mit 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern mit einer Arbeitsstelle z.B. in Niedersachsen erreicht werden.  

 

Ansprechpartner für weitergehende Fragen:  

Andreas Vollmer, Mitglied des Präsidiums, Geschäftsstelle des Bundesverbandes der 
Fernstudienanbieter e.V., Berlin, geschaeftsstelle@fernstudienanbieter.de   

 

Auszug aus Mail: 

Zusätzlich zur beigefügten Stellungsnahme wollen wir im Sinne einer Bildungsgerechtigkeit für 
hessische Arbeitnehmer:innen darauf hinweisen, dass bei der Neufassung und der Formulierung der 
Durchführungsverordnung die „Vermittlung politische Bildung“ weiter gefasst werden sollte. In 
Hessen ist bei Veranstaltungen der Nachweis gesellschaftspolitischer Inhalte von ca. 20% (sechs 
Zeitstunden) im Programm formal erforderlich. In der praktischen Durchführung ist ein solcher 
Nachweis eine weitere administrative Hürde für an beruflicher Weiterbildung Interessierte. Die 
Formulierung sollte weiter gefasst werden im Sinne von „Erkennen gesellschaftspolitischer 
Zusammenhänge“ und nicht auf Zeitstunden eingegrenzt sein. 
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Stellungnahme 

der Vereinigung der hessischen Unternehmerverbände 

zur 

öffentlich-mündlichen Anhörung 

im Sozial- und lntegrationspolitischen Ausschuss 

am 8. September 2022 

Hessisches Bildungsurlaubsgesetz 

Frankfurt, 23. August 2022 
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Hessisches Bildungsurlaubsgesetz 

Vorbemerkung 

Die Landesregierung hat einen Entwurf für eine Anpassung des Hessischen Bil­ 
dungsurlaubsgesetzes (HBUG) eingebracht. Der Sozial- und lntegrationspolitische 
Ausschuss hat in diesem Zusammenhang die Vereinigung der hessischen Unterneh­ 
merverbände (VhU) im Rahmen einer Anhörung zur Stellungnahme aufgefordert. 
Hierfür danken wir und kommen der Aufforderung gerne nach. 

Wie wir bereits aufgrund der letzten Anhörung im Jahr 2018 sowie unserer Beteili­ 
gung an der Evaluation im Jahr 2021 deutlich gemacht haben, steht die VhU dem 
HBUG generell skeptisch gegenüber. Seit der Einführung des HBUG ist die Inan­ 
spruchnahme seitens der Bürgerinnen und Bürger überschaubar, wie im Plenum des 
hessischen Landtags auch konstatiert wurde. Als Schluss ziehen wir aus der kon­ 
stant geringen Nachfrage nach einem fast 25jährigen bestehenden Anspruch jedoch 
weniger die Notwendigkeit einer Intensivierung, sondern die Notwendigkeit einer Dis­ 
kussion darüber, ob das Gesetz generell seinen Zweck erfüllt. 

Wenn die Nachfrage gering ist, besteht mitunter schlicht kein Bedarf. Dies ist jeden­ 
falls eine denkbare Lesart, die sich mit unseren Erfahrungswerten und Rückmeldun­ 
gen aus der Breite der Wirtschaft deckt, die wir vertreten. Wir wissen, dass Arbeitge­ 
ber und Beschäftigte Weiterbildungsbedarfe, insbesondere natürlich betriebliche, im 
guten Einvernehmen besprechen und Qualifizierung möglich machen. 

Dieser Prozess ist bewährt und benötigt keine ergänzenden gesetzlichen Ansprüche, 
zumal in der Zwischenzeit mit dem bundesweiten Qualifizierungschancengesetz eine 
bundesweite Grundlage für berufliche und betriebliche Weiterbildung geschaffen ist. 
Das wirft für uns die Frage auf, ob betriebliche Weiterbildungen im Rahmen des Bil­ 
dungsurlaubsgesetzes überhaupt abgedeckt werden müssen. 

Zu ausgewählten Themen im Gesetzesentwurf 

Unter der Prämisse unserer generellen Einschätzung nehmen wir nun zu den ge­ 
planten Änderungen Stellung: 

- HBUG § 5 Inanspruchnahme und Übertragung des Bildungsurlaubs 
Für eine bessere organisatorische Planung in Unternehmen wäre eine längere 
Vorlaufzeit der Mindestanzeige von sechs Wochen vor Inanspruchnahme des Bil­ 
dungsurlaubs wünschenswert. Eine Verlängerung auf mindestens acht Wochen 
ermöglicht Arbeitgebern gerade in Betrieben mit Nacht- und Schichtarbeit eine 
flexiblere Vorbereitung der Absenz. 
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Hessisches Bildungsurlaubsgesetz 

- HBUG § 9 Erstattung des fortzuzahlenden Entgelts 
Eine Konkretisierung wäre für den neuen § 9 Absatz 1 Satz 3 notwendig. Wie in 
der bisherigen Fassung auch, bleibt hier mit dem Verweis auf Absatz 1 Satz 1 of­ 
fen, ob hiermit eine Erstattung der Kosten generell ausgeschlossen ist oder die 
Beschäftigungszahl für die gelisteten Einrichtungen nicht relevant ist. 

Unklar ist gemäß dem neuen § 9 Absatz 2, wie sich die „Maßgabe des Landes­ 
haushalts" definiert. Hier ist aus Sicht der VhU eine Konkretisierung im Gesetzes­ 
text notwendig. Denn mit dem Verweis auf die Maßgabe des Landeshaushalts 
liest es sich so, als behielte sich das Land Flexibilität in der Höhe der Erstattung 
vor, was aus Sicht der VhU kritisch zu bewerten wäre, da unklar ist, wonach sich 
die Maßgaben definieren. 

Die Erstattung bezieht sich in § 12 Absatz 2 Satz 1 auf den „Zeitraum der Freistel­ 
lung". Hier bleibt die Mindeststundendauer von sechs Zeitstunden pro Tag beste­ 
hen. Unklar ist weiterhin, ob sich die Erstattung des fortzuzahlenden Entgelts auf 
die Freistellung der Arbeitsstunden bezieht oder pauschal auf den freigestellten 
Tag, auch unter Berücksichtigung der Flexibilisierung eines Tagesmindestum­ 
fangs von vier Stunden. Dies ist entscheidend, wenn die arbeitsrechtlich verein­ 
barte Arbeitszeit 40 Stunden oder mehr umfasst. 

- HBUG § 12 Voraussetzungen zur Anerkennung von Bildungsveranstaltungen 
Die im Entwurf in Absatz 2 Satz 2 vorgesehene Flexibilisierung des Tagesum­ 
fangs der Bildungsveranstaltung in Höhe von mindestens vier Zeitstunden ist 
zwar organisatorisch nachvollziehbar, wirft jedoch die Frage auf, ob bei einer Ver­ 
anstaltungsdauer in Höhe von vier Stunden nur eine Freistellung für diesen Zeit­ 
rahmen erfolgt und die restliche Zeit in die Beschäftigung zurückgekehrt werden 
muss. Aus Sicht der VhU wäre dies rechtlich so zu bewerten. Die diesbezüglichen 
Konsequenzen der Flexibilisierung sind im Gesetzesentwurf jedoch offen. 

Hybride und Online-Formate als Angebote zu ermöglichen und die damit verbun­ 
dene Streichung der Präsenzpflicht in Absatz 1 Nr. 6 sieht die VhU positiv. 

- BiUrlGDV § 1 Bildungsurlaub zur Schulung für die Wahrnehmung eines Ehrenamts 
Die hessischen Unternehmen würdigen die große gesellschaftliche Bedeutung 
des Ehrenamts, insbesondere etwa im Katastrophenschutz. Sie unterstützen des­ 
halb seit jeher die Möglichkeiten zur Wahrnehmung von ehrenamtlichen Aufga­ 
ben der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, gleichwohl dies für die betrieblichen Ab­ 
läufe mitunter herausfordernd ist. Trotz der gelebten Praxis und Anerkennung ist 
eine Erweiterung der Ehrenamtsbereiche im Gesetzesentwurf mit Fragezeichen 
versehen. Wenn sich jemand beispielswiese als Vorstand in einem örtlichen 
Kunstverein engagiert, ist das grundsätzlich lobenswert. Warum das jedoch mit 
Ansprüchen auf Weiterbildung und damit Freistellung bei der Beschäftigung ein­ 
hergehen muss, ist nur bedingt nachvollziehbar. 
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Mit den Bereichen „politische Bildungsarbeit", ,,kulturelle Bildungsarbeit", ,,Umwelt­ 
und Naturschutz", ,,Nachhaltige Entwicklung und internationale Zusammenarbeit" 
und „kirchliches und religiöses Ehrenamt" kommt zudem ein sehr breites und viel­ 
fach undefiniertes Spektrum an Tätigkeitsfeldern hinzu, die rechtlich nicht greif­ 
bar, für Unternehmen nur schwer nachvollziehbar und damit im Einzelfall schwer 
operationalisierbar sind. Welche Ehrenämter sind konkret etwa im Kontext „Um­ 
welt- und Naturschutz" abgedeckt? Das ist aus Sicht der Unternehmensverbände 
nicht rechtssicher konkretisiert. Die Bedingungen, die für die Definition eines Eh­ 
renamts gelten, müssten zwingend Eingang ins Gesetz finden. Denkbar wären 
zum Beispiel ein Kriterium des Engagements in einem eingetragenen Verein und 
eine entsprechende Funktionsaufgabe. 

Positiv ist grundsätzlich, dass eine Lohnkostenerstattung für Beschäftigungsstel­ 
len im Falle der Freistellung für die Teilnahme an Ehrenamtsschulungen fortge­ 
setzt werden soll. 

- BiUrlGDV § 2 Antrag auf Anerkennung der Eignung als Träger 
In Absatz 1 und Absatz 2 werden neue Anforderungen von Nachweisen der Trä­ 
ger notwendig. Eine Konkretisierung wäre hier aus Sicht der VhU hilfreich, für den 
Nachweis der „geeigneten Form" oder der „geeigneten Qualifikationsnachweise 
des pädagogischen Personals". Der erforderliche organisatorische Aufwand muss 
hier verhältnismäßig bleiben. 

Frankfurt am Main, den 24. August 2022 

Prof. Dr. Fr~ef Rose 
Geschäftsführer Recht 
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